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Bundesrat berät Selbstbestimmungsgesetz
LSVD startet Kampagne für ein diskriminierungsfreies Selbstbestimmungsgesetz

Berlin, 19.10.2023. Nachdem im August der Kabinettsentwurf für ein Gesetz über die

Selbstbestimmung in Bezug auf den Geschlechtseintrag [https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/

gesetze/gesetz-ueber-die-selbstbestimmung-in-bezug-auf-den-geschlechtseintrag-sbgg--224546] 

(SBGG) veröffentlicht wurde, wird der Bundesrat am kommenden Freitag darüber beraten. Dazu

erklärt Alva Träbert aus dem Bundesvorstand des Lesben- und Schwulenverbands (LSVD):

Wir begrüßen, dass mit der morgigen Sitzung im Bundesrat zum Selbstbestimmungsgesetz der

erste parlamentarische Schritt auf dem Weg zur geschlechtlichen Selbstbestimmung getan ist.

Die Empfehlungen der Ausschüsse des Bundesrates für Familien, Arbeit, Inneres und Recht zum

vorliegenden Gesetzesentwurf sind jedoch auch in Teilen durchwachsen.

So fordert nur der Rechtsausschuss des Bundesrats eine Art neue Glaubhaftmachung der trans*,

inter* oder nichtbinären Identität, bevor eine Personenstandsänderung vorgenommen werden

kann. Diese Empfehlung führt das Ziel einer geschlechtlichen Selbstbestimmung und den Namen

„Selbstbestimmungsgesetz“ vollkommen ad absurdum. Dies würde die erneute Einführung

unwürdiger Begutachtungsverfahren bedeuten.

Erfreulich ist, sich einige Ausschüsse deutlich gegen die vorgesehene Informationsweitergabe

an Sicherheitsbehörden und gegen Warte- und Sperrfristen aussprechen. Mehrere

Ausschüsse fordern zudem die Streichung des Hausrechtsparagrafen da dieser transfeindliche

Einstellungen befördert. Zudem fordert der Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik

für alle, die sich normalerweise in Deutschland aufhalten, eine einheitliche Möglichkeit der

Personenstandsänderung. Der LSVD unterstützt dies – eine misstrauische Grundhaltung

gegenüber Menschen mit ungesichertem Aufenthalt sollte in einem Gesetzestext keinen Platz

haben.

Der aktuelle Gesetzesentwurf zum SBGG sieht vor, dass junge Menschen unter 18 Jahren

die Zustimmung ihrer gesetzlichen Vertretungen für eine Änderung des Personenstandes

oder des Vornamens bedürfen. Zwischen 14 und 17 Jahren sollen Familiengerichte angerufen

werden können, wenn es die Zustimmung der Sorgeberechtigen nicht gibt. Der Vorschlag des

Rechtsausschusses, diese Hürden für Personen unter 18 Jahren noch einmal zu erhöhen, ist

absolut unverhältnismäßig und bedeutet einen massiven Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht

Jugendlicher. Darüber hinaus würden diese Empfehlungen der zunehmenden Entscheidungs- und

Verantwortungsfähigkeit, die Jugendlichen in anderen Rechtsbereichen, wie beispielsweise der

Wahl der Religion oder des Berufes, widersprechen.

Wir fordern die demokratischen Parteien auf, die trans*, inter* und nichtbinären Lebensweisen

gegenüber verständnisvollen Haltungen der Bundesrat-Ausschüsse bei der weiteren Ausarbeitung

des Selbstbestimmungsgesetzes im parlamentarischen Prozess zu beachten und ebenfalls auf

die Expert*innenpositionen der Zivilgesellschaft einzugehen.
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Mehr Informationen zum Selbstbestimmungsgesetz [/de/ct/6417-

Selbstbestimmungsgesetz]

Anlässlich des parlamentarischen Prozesses über das „Gesetz über die Selbstbestimmung

in Bezug auf den Geschlechtseintrag“ startet heute die LSVD-Kampagne „Stimmen für ein

diskriminierungsfreies Selbstbestimmungsgesetz“. Dabei werden Positionen von Personen des

öffentlichen Lebens, zivilgesellschaftlichen LSBTIQ*-Organisationen und ihren Verbündeten

verstärkt.

Unterschreiben Sie die Petition [https://innn.it/jazuselbstbestimmung]  für ein

Selbstbestimmungsgesetz, das den Namen verdient, welche der LSVD erstunterzeichnet hat. Wir

brauchen 50.000 Unterschriften, damit sich der Petitionsausschuss des Bundes darüber berät.

Broschüre „Soll Geschlecht jetzt abgeschafft werden?“  [/de/ct/6564-Neue-Broschuere-Soll-

Geschlecht-jetzt-abgeschafft-werden]

Gesetzesentwurf mit zivilgesellschaftlichen Stellungnahmen [https://www.bmj.de/SharedDocs/

Gesetzgebungsverfahren/DE/2023_Selbstbestimmung.html?nn=110518]

Bundesrat-Ausschussempfehlungen [https://www.bundesrat.de/SharedDocs/

drucksachen/2023/0401-0500/432-1-23.pdf?__blob=publicationFile&v=1]

Referentenentwurf zum Selbstbestimmungsgesetz (lsvd.de) [/de/ct/9421-referentenentwurf-zum-

selbstbestimmungsgesetz]

Der Lesben-und Schwulenverband (LSVD) ist ein Bürgerrechtsverband und vertritt die

Interessen und Belange von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen

Menschen (LSBTI).

Gleiche Rechte, Vielfalt und Respekt – wir wollen, dass LSBTI als selbstverständlicher Teil

gesellschaftlicher Normalität akzeptiert und anerkannt werden.
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